
Bundesrat  verabschiedet
Botschaft  zur  Reform  der
beruflichen Vorsorge:
geschrieben von Andreas Cabalzar | Dezember 22, 2020
Erinnern  Sie  sich  noch  an  die  Abstimmungsvorlage
Altersvorsorge  2020?  Die  Vorlage  wurde  zwischen  den  Polen
links und rechts aufgerieben. Und (fast) alle, die gegen die
Vorlage antraten, taten dies mit der Ansage, eine bessere,
nachhaltigere Lösung zu bringen. Nun liegt der konkrete Antrag
des Bundesrats vor. Was steckt da drin?

In seiner Botschaft ans Parlament beantragt der Bundesrat, das
vom  Schweizerischen  Arbeitgeberverband  (SAV),  dem
Schweizerischen  Gewerkschaftsbund  (SGB)  und  Travail.Suisse
entwickelte  Modell  zu  übernehmen.  Dieses  sieht  vor,  den
Umwandlungssatz von heute 6,8 auf
6  Prozent  zu  senken.  Um  die  tieferen  Renten  infolge  der
Herabsetzung des Umwandlungssatzes (UWS) abzufedern, wird mit
der Vorlage gleichzeitig ein Ausgleichsmechanismus eingeführt.
Künftige  Bezügerinnen  und  Bezüger  von  Alters-  und
Invalidenrenten  der  beruflichen  Vorsorge  werden  einen
lebenslangen  monatlichen  Rentenzuschlag  erhalten.

Für eine Übergangszeit von 15 Jahren ist dessen Höhe im Gesetz
festgelegt:  Der  Zuschlag  beträgt  für  die  ersten  fünf
Neurentner-Jahrgänge nach Inkrafttreten 200 Franken pro Monat,
für  die  weiteren  fünf  Jahrgänge  150  Franken  und  für  die
letzten fünf Jahrgänge 100 Franken. Danach legt der Bundesrat
den  Betrag  jährlich  neu  fest.  Dieser  Rentenzuschlag  ist
unabhängig von der Höhe der Rente und wird solidarisch über
einen  Beitrag  von  0,5  Prozent  auf  dem  AHV-pflichtigen
Jahreseinkommen bis 853 200 Franken (Stand 2020) finanziert.

Um  die  Vorsorge  von  Personen  mit  tiefem  Einkommen  zu
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verbessern, soll mit der Vorlage zudem der Koordinationsabzug
von heute
24 885 auf 12 443 Franken gesenkt werden. Dadurch wird ein
höherer  Lohn  versichert.  Versicherte  mit  kleineren  Löhnen,
darunter  insbesondere  Frauen  und  Teilzeitbeschäftigte,
erhalten so eine bessere soziale Absicherung gegen Alter und
Invalidität.  Der  Entwurf  sieht  ausserdem  vor,  die
Beitragsunterschiede  zwischen  jüngeren  und  älteren
Versicherten  zu  verringern.  Die  Altersgutschriften  werden
angepasst und gegenüber heute weniger stark gestaffelt.

Neu gilt im Alter von 25 bis 44 Jahren eine Altersgutschrift
von  9  Prozent  auf  dem  BVG-pflichtigen  Lohn;  ab  45  Jahren
beträgt  die  Altersgutschrift  14  Prozent.  Damit  werden  die
Lohnkosten  für  die  Älteren  gesenkt.  Heute  liegen  die
Altersgutschriften  für  Versicherte  ab  55  Jahren  bei  18
Prozent.

Mit  der  Reform  BVG  21  soll  das  Leistungsniveau  der
obligatorischen  beruflichen  Vorsorge  laut  Bundesrat,  im
Gegensatz zu anderen Vorschlägen, insgesamt gehalten und für
tiefere  Einkommen  sogar  verbessert  werden.  Davon  werden
insbesondere viele Frauen profitieren.

Wie ist das Ganze zu werten? Die Ziele der Vorlage, nämlich
die Finanzierung der beruflichen Vorsorge durch Senkung des
Mindestumwandlungssatzes  zu  sichern  und  das  Niveau  der
Altersleistungen zu erhalten sowie für Personen mit tieferen
Einkommen und Teilzeitbeschäftigte zu verbessern, können mit
der Vorlage BVG 21 wohl nur teilweise erreicht werden.

Die Hauptschwäche des Regelungskonstrukts besteht aus meiner
Sicht  darin,  dass  der  UWS  auch  nach  der  Senkung  auf  6%
versicherungstechnisch  gesehen  noch  deutlich  zu  hoch  sein
dürfte, so dass nach wie vor mit Umverteilungseffekten zu
rechnen ist.

Der geplante UWS von 6% verlangt nämlich einen lebenslangen



Zinssatz  von  rund  3,6%.  Wenn  man  von  realistischen
Renditeerwartungen ausgeht (2,5%), wird rasch klar, dass mit
einem UWS von 6% eine Umverteilung zwangsläufig einhergeht.
Nebenbei:  Die  Schweizerische  Kammer  der  Pensionskassen-
Experten (SKPE) hat die Obergrenze für die Empfehlung des
technischen Zinssatzes auf unter 2% festgelegt …

Mit  dem  Vorschlag  eines  «solidarisch  finanzierten»  neuen
Rentenzuschlags in Form eines Lohnbeitrags von 0,5 Prozent auf
dem AHV-pflichtigen Einkommen wird zudem ein neues, an sich
systemwidriges  Element  des  Umlageverfahrens  in  die  zweite
Säule eingeführt.

In einem früheren Kommentar hab ich mal den Versuch gemacht,
die  letzten  Volksabstimmungen  über  die  Altersvorsorge  zu
interpretieren und mögliche Lehren zu formulieren. Ich glaube
nach wie vor:

Man/frau will ein existenzsicherndes Ersatzeinkommen im1.
Alter.
Man/frau  will  in  der  zweiten  Säule  keine2.
Umverteilungseffekte. Zugesprochene Renten müssen zu 100
Prozent aus Ersparnis plus einem weitgehend risikolosen



Zins finanziert sein.
Man/frau  will,  dass  die  jährlichen  Vermögenserträge3.
anteilsmässig  auf  Aktive  und  Pensionierte  verteilt
werden.

Wenn ich die Vorlage BVG 21 an diesen drei «Lehren» spiegle,
wird klar: Die Vorlage BVG 21 erfüllt zwei der drei obigen
Anforderungen  nicht.  Falls  das  Bundesparlament  die  Vorlage
dennoch  so  durchwinken  und  das  Stimmvolk  dem  auch  noch
zustimmen  sollte,  dann  haben  wir  einen  neuen
Generationenvertrag, welcher das Hauptziel, die Gewährleistung
eines  existenzsichernden  Ersatzeinkommens  im  Alter,  wohl
erfüllt, «gäng so viel». Aber spätestens in 15 Jahren wird die
Politik und die Gesellschaft wieder vor dem Problem stehen,
den  UWS  nochmals  deutlich  senken  zu  müssen,  dann  aber
möglicherweise ohne in die Zauberkiste greifen zu können, oder
technisch  präziser  ausgedrückt,  weil  in  15  Jahren  unter
Umständen  keine  genügenden  Mittel  für  neue  Rentenzuschläge
vorhanden sein werden.

Ich bleibe deshalb bei meiner Grundhaltung, dass es nicht
Aufgabe  des  Gesetzgebers  sein  kann,  versicherungstechnische
Parameter und Modelle für die berufliche Vorsorge in einem
Gesetz zu verankern. Aufgabe des Gesetzgebers wäre es m. E.
jedoch,  namentlich  verbindliche  quantitative  Leistungsziele
und  wesentliche  Grundsätze  für  die  Finanzierung,  wie  z.B.
Arbeitgeber-/Arbeitnehmerquoten  bei  den  Sparbeiträgen,
festzulegen.

Mein Fazit: Die gesteckten Ziele der Vorlage erachte ich als
richtig, sie könnten mit der Vorlage zumindest bis zum Ablauf
der Übergangsrente (15 Jahre) vermutlich auch erreicht werden.
Der gewählte Weg dazu erscheint jedoch schwierig und könnte
leicht in einer Sackgasse enden. Die Vorlage ist m. E. sicher
keine Mogelpackung, aber auch nicht das Ei des Kolumbus.


